
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 30. November 2010 

 
 
 

Mandantenbrief Dezember 2010 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 

 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemeines 

· Folgende Unterlagen können im Jahr 2011 vernichtet werden 
 

Einkommensteuer 
· Neuregelung zur Abziehbarkeit der Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 

 
Lohn und Gehalt 

· Lohnsteuerkarte 2010 gilt auch noch für 2011 
· Pauschale Besteuerung der Nutzung eines Dienstwagens für Fahrten zwischen Wohnung 

und Arbeitsstätte 
 
Umsatzsteuer 

· Ausschlussfrist für das elektronische Vorsteuer-Vergütungsverfahren bis zum 
31. März 2011 verlängert 
 

 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 

Termine 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Dezember 2010 und Januar 2011 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.12.20101 10.1.20112 
Umsatzsteuer 10.12.20103 10.1.20114 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritäts-
zuschlag 

10.12.2010 Entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

10.12.2010 Entfällt 

Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck6 

13.12.2010 13.1.2011 

7.12.2010 7.1.2011 

Sozialversicherung7 28.12.2010 27.1.2011 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfal-
lende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzufüh-
ren. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat. 

2 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr; bei Jahreszahlern für das 
abgelaufene Kalenderjahr. 

3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern für das vorange-
gangene Kalendervierteljahr. 

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-
raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 23.12.2010/25.1.2011) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung 
durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen 
fällt. 



 

Allgemeines 
Folgende Unterlagen können im Jahr 2011 vernichtet werden 
Nachstehend aufgeführte Buchführungsunterlagen können nach dem 31. Dezember 2010 vernichtet 
werden: 
· Aufzeichnungen aus 2000 und früher. 
· Inventare, die bis zum 31.12.2000 aufgestellt worden sind. 
· Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahre 2000 oder früher erfolgt ist. 
· Jahresabschlüsse, Eröffnungsbilanzen und Lageberichte, die 2000 oder früher aufgestellt worden 

sind. 
· Buchungsbelege aus dem Jahre 2000 oder früher. 
· Empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe und Kopien der abgesandten Handels- oder Ge-

schäftsbriefe, die 2004 oder früher empfangen bzw. abgesandt wurden. 
· sonstige für die Besteuerung bedeutsame Unterlagen aus dem Jahre 2004 oder früher. 
 
Dabei sind die Fristen für die Steuerfestsetzungen zu beachten. 
Unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, wenn sie von Bedeutung sind 
 
· für eine begonnene Außenprüfung, 
· für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche Ermittlungen, 
· für ein schwebendes oder auf Grund einer Außenprüfung zu erwartendes Rechtsbehelfsverfahren 

oder zur Begründung der Anträge an das Finanzamt und 
· bei vorläufigen Steuerfestsetzungen. 

 
Es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch erstellten Daten für 10 Jahre vorgehalten werden 
müssen. 
Natürliche Personen, deren Summe der positiven Einkünfte aus Überschusseinkünften (aus nicht-
selbständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte) mehr als 
500.000 EUR im Kalenderjahr 2009 betragen hat, müssen ab 2010 die im Zusammenhang stehenden 
Aufzeichnungen und Unterlagen sechs Jahre aufbewahren. Bei Zusammenveranlagung sind die Fest-
stellungen für jeden Ehegatten gesondert maßgebend. 
Die Verpflichtung entfällt erst mit Ablauf des fünften aufeinanderfolgenden Kalenderjahrs in dem die 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 

 
Rundfunkgebührenpflicht für internetfähige PC 
Bundesverwaltungsgericht, 6-C-12/09, Pressemitteilung vom 27.10.2010 

Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat am 27.10.2010 in drei Fällen entschieden, dass für in-
ternetfähige PC Rundfunkgebühren zu zahlen sind. 

Bei internetfähigen PC handelt es sich um Rundfunkempfangsgeräte i.S.d. Rundfunkgebührenstaats-
vertrags. Für die Gebührenpflicht kommt es nach dessen Regelungen lediglich darauf an, ob die Ge-
räte zum Empfang bereit gehalten werden, nicht aber darauf, ob der Inhaber tatsächlich Radio- bzw. 
Fernsehsendungen mit dem Rechner empfängt. Ebenso wenig ist es erheblich, ob der PC mit dem 
Internet verbunden ist, wenn er technisch nur überhaupt dazu in der Lage ist. 

Diese sich aus dem Rundfunkgebührenstaatsvertrag ergebende Rechtslage verstößt auch nicht ge-
gen höherrangiges Recht. Insbesondere verletzt sie nicht in rechtswidriger Weise die Rechte der Klä-
ger auf Freiheit der Information (Art. 5 Abs. 1 GG) und der Berufsausübung (Art. 12 Abs. 1 GG) oder 
den Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG). 

 



 
 

Einkommensteuer 

Neuregelung zur Abziehbarkeit der Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 
Bundesministerium der Finanzen, Pressemitteilung vom 03.11.2010 

Der Deutsche Bundestag hat am 28. Oktober 2010 in zweiter und dritter Lesung des JStG 2010 die 
Neuregelung des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b EStG zur steuerlichen Abziehbarkeit der Aufwendungen für 
ein häusliches Arbeitszimmer beschlossen. Im Jahre 2007 waren die Möglichkeiten, diese Aufwen-
dungen als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abzuziehen, erheblich eingeschränkt worden. 
Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts müssen Aufwendungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer aber auch dann steuerlich abziehbar sein, wenn für die betriebliche oder berufliche Tätigkeit 
kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. 
Die Neuregelung entspricht für den Sachverhalt, dass kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht, 
der vor 2007 geltenden Gesetzeslage. Die Höhe der steuerlich abziehbaren Aufwendungen bleibt 
hierbei auf 1.250 Euro begrenzt.  

Unterhaltszahlungen an die im Ausland lebende Ehefrau 
Unterhaltsaufwendungen an die im Ausland lebende Ehefrau sind als außergewöhnliche Belastung 
abzugsfähig. Anders als bei unterhaltsberechtigten Verwandten wird weder die Bedürftigkeit noch die 
sog. Erwerbsobliegenheit der Ehefrau geprüft. 
Dieser Grundsatz ergibt sich aus dem Unterhaltsrecht. Ehegattenunterhalt wird zivilrechtlich ohne 
Berücksichtigung einer Bedürftigkeit geschuldet. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

Vom Finanzamt geleistete Zinsen auf Einkommensteuererstattungen sind steuerfrei 
Bis einschließlich 1998 konnten die Steuerbürger an das Finanzamt gezahlte Nachzahlungszinsen als 
Sonderausgaben abziehen. Diese Möglichkeit ist mit Wirkung ab 1999 entfallen. Geblieben ist aller-
dings die Regelung, dass Erstattungszinsen des Finanzamtes an die Steuerbürger zu versteuern sind. 
Nun hat das oberste deutsche Steuergericht seine Rechtsprechung dahin gehend geändert, dass 
Erstattungszinsen nicht zu versteuern sind, wenn die zu Grunde liegende Steuer nicht abziehbar ist. 
Da das Einkommensteuergesetz einen Abzug der Einkommensteuer bei der Einkünfteermittlung ver-
bietet, unterliegen die Zinsen auf Einkommensteuererstattungen nicht der Einkommensteuer. 
Hinweis: Die dem Urteil zu Grunde liegenden Erwägungen lassen sich auch auf Erstattungszinsen 
bezüglich der Körperschaftsteuer bzw. der Gewerbesteuer übertragen. Im noch nicht verabschiedeten 
Jahressteuergesetz 2010 soll in Bezug auf die Einkommensteuer noch eine Regelung eingefügt wer-
den, dass Erstattungszinsen zu steuerpflichtigen Kapitalerträgen führen. Diese Regelung soll für alle 
Fälle gelten, in denen die Einkommensteuer noch nicht bestandskräftig festgesetzt ist. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

Zum Nachweis der Vermietungsabsicht bei leerstehender Wohnung 
Niedersächsisches Finanzgericht, 10-K-11283/09, Urteil vom 15.04.2010 

1. Werden Aufwendungen für eine leerstehende Wohnung im Hinblick auf eine spätere Vermie-
tung als WK geltend gemacht, so können derartige Aufwendungen nur dann als vorab ent-
standene WK abgezogen werden, wenn der Stpfl. den Entschluss zur Einkünfteerzielung 
endgültig gefasst hat und später nicht wieder aufgibt. 

2. Die Absicht zur Fremdvermietung ist als innere Tatsache nur anhand äußerer Umstände zu 
erkennen. Insoweit obliegt die Feststellungslast dem Stpfl. 

3. Die Vermietungsabsicht bleibt bestehen, solange sich der Stpfl. ernsthaft und nachhaltig um 
eine Vermietung bemüht. 

4. Kann ein Stpfl. nicht darlegen, wann und wo er Anzeigen geschaltet bzw. einen Makler 
zwecks Durchführung der Vermietung beauftragt hat, so reicht das nicht aus, die Vermie-
tungsabsicht darzulegen. 



 
Aufstockung des Investitionsabzugsbetrages im nachfolgenden Veranlagungszeitraum mög-
lich 
Niedersächsisches Finanzgericht, 16-K-116/10, Urteil vom 20.07.2010 

1. Zu den Voraussetzungen der Inanspruchnahme des Investitionsabzugs nach § 7g Abs. 1 
EStG. 

2. Ein Stpfl., der ein Fotostudio betreibt, bezeichnet mit "Entwicklungsmaschine" die Funktion 
des von ihm zu beschaffenden WG hinreichend. 

3. Der Investitionsabzugsbetrag für das begünstigte Wj muss nicht ausschließlich in einem Wj 
geltend gemacht werden. 

4. Eine Rücklage kann über mehrere VZ hinweg verteilt gebildet werden; auch in einem solchen 
Fall handelt es sich der Sache nach nur um einen Investitionsabzugsbetrag für ein WG und 
nicht um mehrere Investitionsabzugsbeträge. 

 
Lohn und Gehalt 
 

Lohnsteuerkarte 2010 gilt auch noch für 2011 
Die Lohnsteuerkarte 2010 behält für den Übergangszeitraum ab 2011 bis zur erstmaligen Anwendung 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (voraussichtlich zum 1.1.2012) ihre Gültigkeit. Daraus 
ergeben sich Konsequenzen, die Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu beachten haben: 
Arbeitgeber 
· Die Lohnsteuerkarte 2010 darf nicht vernichtet werden. Die Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte 

sind auch für den Lohnsteuerabzug 2011 zugrunde zu legen. 
· Bei einem Wechsel des Arbeitgebers sollte der bisherige Arbeitgeber eine Fotokopie der an den 

Arbeitnehmer auszuhändigenden Lohnsteuerkarte 2010 zu den Akten nehmen. 
Arbeitnehmer 
· Änderungen der Lohnsteuerabzugsmerkmale nehmen ausschließlich die zuständigen Finanzämter 

vor. Wird im Jahr 2011 erstmals eine Lohnsteuerkarte benötigt, wird vom zuständigen Finanzamt 
eine Ersatzbescheinigung ausgestellt, die dem Arbeitgeber zu übergeben ist. Eine Ausnahme be-
steht für ledige Arbeitnehmer, die ein Ausbildungsverhältnis beginnen. Hier soll eine Erklärung des 
Arbeitnehmers ausreichen, die zum Lohnkonto zu nehmen ist. 

· Arbeitnehmer sind verpflichtet, ihre Lohnsteuerkarte 2010 ändern zu lassen, wenn die Eintragun-
gen 2010 zu ihren Gunsten abweichen, z. B. bzgl. Steuerklasse nach Ehescheidung, Kinderfreibe-
träge. 

· Verringern sich die eingetragenen Freibeträge, z. B. durch Wegfall von Werbungskosten gegen-
über 2010, kann ebenfalls eine Korrektur beantragt werden, um Nachzahlungen zu vermeiden. 

 

Pauschale Besteuerung der Nutzung eines Dienstwagens für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte; Keine Einzelbewertung der Fahrten bei durchschnittlich 11,5 Fahrten je Kalen-
dermonat 
Finanzgericht Baden-Württemberg, 1-K-2195/10, Urteil vom 21.07.2010 

1. Bei der Anwendung der 0,03 % Regelung für die Besteuerung für Fahrten zwischen Woh-
nung und Arbeitsstätte nach § 8 Abs. 2 S. 3 EStG können für Tage, an denen die Arbeitsstät-
te vom Steuerpflichtigen nicht aufgesucht wird, keine Werbungskosten berücksichtigt wer-
den. 

2. Nutzt der Steuerpflichtige den Dienstwagen monatlich durchschnittlich an 11,5 Tagen für 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, kann von dem in § 8 Abs. 2 S. 3 EStG vorge-
sehenen pauschalen Zuschlag der Fahrten mit 0,03 % des inländischen Bruttolistenpreises 
für jeden Kilometer der Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte zugunsten einer 
Einzelbewertung der Fahrten mit 0,002 % des Listenpreises nicht abgesehen werden.... 

 



 
Körperschafsteuer 
 
Verfassungsrechtliche Zweifel an der sog. Mindestbesteuerung 
Bundesfinanzhof, I-B-49/10, Pressemitteilung vom 27.10.2010 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat am 26. August 2010 I B 49/10 in einem Verfahren des vorläufigen 
Rechtsschutzes entschieden, dass die sog. Mindestbesteuerung in bestimmten Situationen zu einer 
verfassungsrechtlich unangemessenen Besteuerung führen kann. 
Das konkrete Verfahren betraf eine GmbH, die hohe Verluste erwirtschaftet und diese wegen der Min-
destbesteuerung nur teilweise abziehen konnte. In der Folgezeit kam es zu einer Umstrukturierung 
und einem Gesellschafterwechsel, der dazu führte, dass der wegen der Mindestbesteuerung nicht 
ausgenutzte Verlustvortrag nach § 8c des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) in Gänze verloren ging. 
Der BFH hat ernstliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Mindestbesteuerung, soweit sie für 
einen derartigen endgültigen Ausfall des Verlustabzugs keine gesetzliche Vorsorge trifft. Er erwägt 
deswegen eine verfassungskonforme Normauslegung. Offen bleibt, ob § 8c KStG nicht seinerseits 
Verfassungsbedenken aufwirft. 
 

Umsatzsteuer 
Ausschlussfrist für das elektronische Vorsteuer-Vergütungsverfahren bis zum 31. März 2011 
verlängert 
Das Vorsteuervergütungsverfahren innerhalb der EU ist zum 1. Januar 2010 grundlegend geändert 
worden. Unternehmer müssen seitdem den Erstattungsantrag über ein Web-Portal im eigenen Ansäs-
sigkeitsstaat beantragen. Insbesondere deutsche Unternehmer hatten erhebliche technische Proble-
me bei der Einreichung der Anträge. 
Der EU-Ministerrat hat beschlossen, dass die zum 30. September 2010 abgelaufene Ausschlussfrist 
um sechs Monate verlängert wird. Unternehmen, die ihre Anträge noch nicht gestellt haben oder Un-
terlagen nachreichen bzw. ergänzen müssen, haben jetzt noch Zeit bis zum 31. März 2011. 
 


